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Einleitung 

 
Seit Jahren wird von Politikern und Wissenschaftlern die Notwendigkeit diskutiert, in den 

nordostasiatischen Staaten ein System kollektiver Sicherheit, das den politischen, kulturellen 

und historischen Gegebenheiten der Region („The Asian Way“) Rechnung trägt zu schaffen, das 

nicht einfach nur das westliche Modell kopiert. Am Ende dieser Diskussionen steht meist das 

Ergebnis, dass dies ein nahezu untauglicher Versuch ist. Trotz aller kulturellen und historischen 

Gemeinsamkeiten, vor allem der gemeinsamen konfuzianischen Tradition des Respekts, der 

Hierarchie, der Harmonie und der Loyalität, die noch heute das gesellschaftliche und politische 

Leben prägen haben sich unterschiedliche Interessen und, gerade in der neueren Geschichte, 

auch Unterschiede entwickelt. Die Region mag historisch als Einheit gesehen werden, heute 

stellt sie sich politisch allerdings heterogener dar als viele Beobachter es wahrnehmen wollen.  

                                                
1 Der Autor, Walter Klitz, ist Leiter des Projektes Süd- und Nordkorea der Friedrich-Naumann-Stiftung mit Sitz in 
Seoul. Da er im Rahmen seiner Tätigkeit häufig nach Nordkorea reist, gilt er als einer der wenigen Experten, der 
sich persönlich einen Eindruck über die aktuelle politische und wirtschaftliche Situation in diesem Land machen 
kann. 
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Trotzdem scheinen Japan, die Republik Korea und auch China Schritt für Schritt, wenn auch nur 

langsam, zu multilateralem Handeln bereit, soweit es ihren Interessen dient. Insbesondere China  

hat in dieser Hinsicht im letzten Jahrzehnt bemerkenswerte Fortschritte gemacht.  

 

Wie ist es zu dieser Entwicklung gekommen und was war der Auslöser für die Intensivierung 

der Diskussion? Welche Schwierigkeiten gilt es dabei zu überwinden? 

 

Erstens haben die Anschläge vom 11. September 2001 in Washington und New York sowohl 

außerhalb als auch innerhalb der Region zu der Erkenntnis geführt, dass der Terrorismus 

erfolgreich nur international bekämpft werden kann. Terrorismus wurde zur gemeinsamen 

Bedrohung. Zweitens haben die nordkoreanischen Atomversuche im Oktober 2006 die Diskussion 

um ein regionales Sicherheitssystem wieder belebt. Mit verantwortlich hierfür ist vor allem die 

amerikanische Strategieänderung, die Staaten der Region in die Sechs-Parteien-Gespräche 

einzubinden. Dies könnte nach einem erfolgreichen Abschluss der Gespräche zur Grundlage einer 

möglichen Sicherheitsarchitektur in der Region werden.  

 

Die Diskussionen im Rahmen des ASEAN Regional Forums (ARF), in dem neben den Asia-Europe 

Meetings (ASEM) auch die Europäische Union mitwirkt, bestätigen die Entwicklung, dass 

mittlerweile, über Vertrauensbildung und „soft security policy“ hinaus, zunehmend auch Themen 

traditioneller Sicherheitspolitik auf die Agenda rücken.2 Auf lange Sicht könnte dieses Forum bei 

weiterem institutionellem Ausbau und weiterer Vertiefung der „präventiven Diplomatie“ zu einer 

verstärkten regionalen Kooperation führen und die bestehenden bilateralen Bündnisse 

wirkungsvoller ergänzen. Auch die Vereinigten Staaten setzen im sicherheitspolitischen Bereich 

auf einen weiteren Ausbau des ARF.3 Angezweifelt werden kann allerdings, ob in Anbetracht des 

in Asien sehr stark ausgeprägten Grundsatzes der Nichteinmischung in innerstaatliche 

Angelegenheiten auch das Konsens-Prinzip aufgegeben werden wird. Auch wenn zurzeit die 

Integration in der Region weitgehend wirtschaftlich motiviert ist4 (und am Rande bemerkt, die  

                                                
2 Die Erklärung des 14. ASEAN Regional Forum Meetings vom 02. August 2007 in Manila z.B. zu Birma/Myanmar, in 
der sich die Teilnehmerstaaten erstmals zu innerstaatlichen Angelegenheiten äußern und die Erklärung zur 
Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen sind in dieser Hinsicht sehr ermutigend. 

3 Jusuf Wanandi in Mayor Powers Relations and East Asia Regionalism, Seoul Forum for International Affairs, 
Februar 2007. 

4 Als Beispiel sei hier nur die Chiang Mai Initiative der ASEAN +3 erwähnt, durch die nach der Asienkrise eine 
vertiefte regionale Finanzkooperation vereinbart wurde. 
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politisch demokratische Entwicklung weit dahinter zurück bleibt), so muss doch festgestellt 

werden, dass der Frieden in der Region noch weitgehend von bilateralen Beziehungen abhängt, 

wie dies vor allem in den chinesisch- nordkoreanischen, den süd- und nordkoreanischen, aber 

auch in den japanisch-chinesischen und südkoreanisch-chinesischen Abkommen zum Ausdruck 

kommt. So geht zum Beispiel der neugewählte südkoreanische Präsidenten Lee Myong Bak in 

seiner Regierungserklärung mit keinem Wort auf den Aspekt der sicherheitspolitischen 

Bedeutung regionaler Zusammenarbeit ein, sondern hebt ausdrücklich die bilaterale politische 

und wirtschaftliche Zusammenarbeit mit China, Japan und Russland hervor.5 

  

Bei allen Überlegungen zur Überwindung des sicherheitspolitischen Vakuums steht China im 

Mittelpunkt. China hat, wie im Übrigen auch Russland, erkannt, dass seine Rolle als regionaler 

und weltpolitischer Akteur nur über die wirtschaftliche Erneuerung des Landes unter weit-

gehender Beibehaltung des politischen Systems führen kann. Auch wenn die Abhängigkeiten 

heute anderer Natur sind, so zeigt die chinesische Außen- und Sicherheitspolitik machtpolitisch 

durchaus Parallelen zum sinozentristischen Tributsystem des 11./12. Jahrhunderts. In 

militärischer Sicht ist China nicht bereit, sich aus unilateralen Überlegungen zu lösen und macht 

aus seiner Absicht, ein Gegengewicht zu Amerika aufzubauen keinen Hehl.6 

 

Mit Vollendung des Asiatisch-Chinesischen Freihandels-

abkommens zum Jahre 2010, das zunächst nur für Güter, 

später aber auch für Dienstleistungen gelten soll, 

entsteht ein regionaler Wirtschaftsraum von 1,7 Mil-

liarden Verbrauchern mit annähernd 10% des gesamten 

Welthandels. Bereits heute importiert z.B. Korea weit 

mehr Produkte aus China und Japan als aus allen anderen 

Ländern der Welt zusammengenommen. Daran wird auch 

das kürzlich mit den Vereinigten Staaten geschlossene 

Freihandelsabkommen und das Abkommen mit der Euro- 

 

                                                
5 Im Falle von Russland geht es vor allem um eine energiepolitische Zusammenarbeit. 
6 Nach dem chinesischen Weißbuch für Nationale Verteidigung 2006 entwickelt sich die Welt zu einer multipolaren 
Ordnung. 
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päischen Union, über das zurzeit noch verhandelt wird, nichts Wesentliches ändern. China ist 

mit einem Volumen von annähernd 200 Milliarden EURO Japans größter Handelspartner. 

 

Hinter dieser Fassade wirtschaftlicher Integration verbirgt sich ein fragiles bilaterales 

Sicherheitskonstrukt. Internationale Beziehungen werden von wirtschaftlichem Pragmatismus 

und Machtpolitik geleitet. Der antiwestliche Geist von Bandung ist vor allem in China und in 

Nordkorea, das auch weiterhin intensive Kontakte zu einigen afrikanischen Staaten pflegt, noch 

sichtbar. China betreibt in vielerlei Hinsicht heute eine Politik des „selective internationalism“, 

den Europäer auch in zahlreichen Diskussionen mit den Vereinigten Staaten kennengelernt 

haben. Japan beabsichtigt, vor dem Hintergrund der sicherheitspolitischen Bedrohung seines 

Territoriums aus Nordkorea, sein Recht auf kollektive Selbstverteidigung in der japanischen 

Verfassung festzuschreiben und seinen machtpolitischen Einfluss zu dokumentieren. Bereits 

heute verfügt Japan de facto über beachtliche See- und Luftstreitkräfte. Südkorea hat für sich in 

den Beziehungen zu Nordkorea immer eine Sonderrolle in Anspruch genommen, was für die 

Verhandlungen im Rahmen der Sechs-Parteien-Gespräche nicht unbedingt förderlich war. 

 

Dennoch stehen die Chancen der Entnuklearisierung der koreanischen Halbinsel besser als 

jemals zuvor. Die neuen Regierungen in Japan und Südkorea, von China sehr genau beäugt, sind 

sichtlich bemüht, Differenzen zu den Vereinigten Staaten auszuräumen. China seinerseits wird 

wegen einer möglichen atomaren Aufrüstung Japans und Taiwans auch weiterhin bereit sein, 

Nordkorea zur Aufgabe seines Nuklearprogramms zu drängen, auch wenn dieser Prozess noch 

einige Rückschläge mit sich bringen wird und erheblicher Maßnahmen der Vertrauensbildung 

bedarf. Dazu scheint es vor allem notwendig, die gegenseitigen Erwartungen realistischer einzu-

stufen und sich auf einen längeren Zeitraum einzustellen. Rom ist schließlich auch nicht in 

einem Tag erbaut worden. 

 

Im Umgang und in Gesprächen mit Amerikanern und Nordkoreanern wird eine erschreckende 

Unkenntnis über unterschiedliche politische Entscheidungsprozesse im jeweils anderen 

politischen System offenbar. So fordert Nordkorea z.B., dass der Präsident der Vereinigten 

Staaten von Amerika „seine Sanktionspolitik“ möglichst umgehend beendet und Nordkorea von 

der Liste der Terrorstaaten streicht. So wie in der gesamten politischen Diskussion politische 

„Altlasten“ wie z.B. Territorialfragen um die Insel Dokdu/Takeshima, die Entführung von japan- 
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ischen Staatsbürgern nach Nordkorea und die Zwangsprostitution von koreanischen Frauen in 

Japan nicht aufgearbeitet werden, so spielt auch die Vorgeschichte der Sanktionen nur eine 

untergeordnete Rolle. Auch die Thematisierung der Achtung der Menschenrechte in Nordkorea, 

die Präsident Bushs Gesandter für Menschenrechtsfragen in Nordkorea, Jay Lefkowitz, kürzlich 

in der politischen Auseinandersetzung mit Nordkorea anmahnte, „spiegelt nicht die offizielle 

Haltung der amerikanischen Administration wider“7. Geduld und Hartnäckigkeit scheint also zur 

Lösung des Problems angezeigt, um aus dem Eck der gegenseitigen Anerkennung des jeweils 

anderen politischen Systems herauszukommen. Auch Krushchev ging bei seiner Doktrin der 

peaceful coexistence 1956 davon aus, den Wettbewerb der politischen Systeme zu gewinnen.8 

 

Wie kam es zur amerikanischen Sanktionspolitik gegenüber Nordkorea und wie sind die 

Chancen, sie aufzuheben? Welche Veränderungen sind in Nordkorea zu beobachten? 

 

Auch wenn die Vereinbarung der sechs Parteien vom 13. Februar 2007 Anlass zur Hoffnung 

geben, die Nuklearkrise in Nordkorea diplomatisch zu lösen und die Aufnahme direkter 

Gespräche zwischen den Erzfeinden USA und Nordkorea zu einer leichten Entspannung in den 

bilateralen Beziehungen führte, bleibt abzuwarten, ob die nordkoreanische Führung Willen zur 

Zusammenarbeit mit der internationalen Gemeinschaft zeigt. Die Einsicht scheint jedenfalls zu 

wachsen, dass das Land sich nicht dauerhaft wirtschaftlich isolieren kann.  

 

Atommacht zu sein, ist für Nordkorea nicht nur außenpolitisch, sondern auch innenpolitisch von 

Bedeutung. Der Atombombentest hat das Land und die Bevölkerung geeint und das nationale 

Selbstwertgefühl sichtlich gesteigert. Dennoch behält, wie in der Neujahrsausgabe der Rodong 

Shinmun, dem Sprachrohr der nordkoreanischen Arbeiterpartei, betont,  

 
• erstens, die weitere ideologische Erziehung und 

• zweitens, die „military first policy“ (songun jongchi) höchste Priorität.  

 

Sie sollen auch weiterhin Garant für die politische Stabilität des Landes bleiben. Die „military 

first policy“ ist vor allem nach innen gerichtet und gilt als die Überlebensstrategie des nord- 

                                                
7 US-Außenministerin Dr. Condoleezza, Washington Post vom 21. Januar 2008. 
8 Auch Süd- und Nordkorea haben in ihrer gemeinsamen Erklärung aus Anlass des zweiten Gipfeltreffens am 04. 
Oktober 2007 dieses Prinzip festgehalten („The South and the North have agreed to firmly transform inter-Korean 
relations into ties of mutual respect and trust, transcending the differences in ideology and systems“). 
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koreanischen Regimes. Auch deshalb könnten Zweifel angebracht werden, ob Nordkorea seine 

Atomwaffen aufgeben und sein Atomprogramm vollkommen offen legen wird. In gewisser Weise 

ist Kim Jong-Il gezwungen, dem Militär gegenüber Zugeständnisse zu machen. In den 

Außenbeziehungen, vor allem im Zusammenhang mit der Entnuklearisierung, sind trotz gewisser 

atmosphärischer Verbesserungen bisher keine substanziellen Fortschritte erzielt worden, die über 

die Ergebnisse aus dem Jahr 2003 hinausgehen. Auch damals scheiterten die Abrüstungsbemüh-

ungen des Agreed Framework aus dem Jahre 1994 im Wesentlichen an der Auseinandersetzung 

über die Existenz eines Urananreicherungsprogramms in Nordkorea.   

 
Erst an dritter Stelle wird die wirtschaftliche Modernisierung des Landes erwähnt, über die mit 

gewissen Einschränkungen, aber mittlerweile durchaus offen im Lande gesprochen werden kann. 

Der politischen Führung Nordkoreas geht es nach der Legalisierung der Bauernmärkte im Jahre 

2002, nunmehr um eine politisch kontrollierte Modernisierung ausgewählter Wirtschafts-

sektoren, vor allem im IT-Bereich, der Leichtindustrie, des Bankwesens und der Agrarwirtschaft, 

mit dem Ziel die „Wertschöpfung“ durch den Einsatz neuer Technologien zu erhöhen und durch 

den Verkauf dieser Produkte auf dem Weltmarkt ausländische Devisen zu erwirtschaften. 

Politische Entscheidungsträger lassen deshalb keine Gelegenheit aus, immer wieder darauf 

hinzuweisen, dass dies keineswegs im Widerspruch zur Juche-Doktrin, der politischen und wirt-

schaftlichen Autarkie des Landes, stehe. In verantwortlichen Zirkeln des Zentralkommittees der 

Arbeiterpartei werden aber bereits heute mit Blick auf den hundertsten Geburtstag des 

Staatsgründers Kim Il-Sung im Jahre 2012 erheblich weitergehende Szenarien zur „Erhöhung 

des Wohlstandes der Bevölkerung“ entwickelt. Mit einem durchschnittlichen Jahreseinkommen 

von derzeit unter 200.- EURO pro Kopf der Bevölkerung9 gehört das sozialistische Nordkorea zu 

den ärmsten Ländern der Welt.10 EURO und Dollar haben den nordkoreanischen WON mittler-

weile weitgehend als Zahlungsmittel im Land abgelöst. Das staatlich organisierte Versorgungs-

system (PDS), kann den hochsubventionierten Grundbedarf für Lebensmittel nur noch etwa zu 

50% decken.11 

 

 

                                                
9 In Südkorea beträgt das durchschnittliche Einkommen pro Kopf annähernd 15.000.- EURO. 
10 Die Europäische Union hat in den letzten zehn Jahren humanitäre Hilfe in Höhe von 366 Mio. EURO geleistet. 
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Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Nordkorea und den Vereinigten Staaten wurden 

nach Ausbruch des Koreakrieges von Präsident Truman eingefroren.12 Daran änderte sich 

weitgehend nichts bis zum Jahre 1988, in dem sich die humanitäre Situation in Nordkorea 

weiter verschlechterte. Im selben Jahr wurde Nordkorea als Antwort auf den Anschlag auf Flug 

858 von Korean Airlines, bei dem 115 Menschen umgebracht wurden, auf die Liste der 

Terrorstaaten gesetzt.13 Obwohl bereits 1994 nach dem Abschluss des Agreed Framework einige 

Sanktionen gelockert wurden, blieb es im Grundsatz bei der Sanktionspolitik der Vereinigten 

Staaten, die seit dem ersten Weltkrieg zum festen Bestandteil amerikanischer Außenpolitik 

gehört.  

 

Sowohl die Streichung von der Liste der Terrorstaaten14 als auch die Aufhebung der Sanktionen 

können durch einfachen Erlass des amerikanischen Präsidenten erfolgen. Der Kongress hat 45 

Tage Zeit zu widersprechen. Ungleich schwieriger wird es sein, andere Hürden zu überwinden, 

die zum Teil noch aus der Zeit der „marxistisch-leninistischen Bedrohung Amerikas“ stammen 

und vor der Aufnahme normaler Beziehungen Mindestanforderungen an Demokratisierung und 

Beachtung der Menschenrechte15 fordern.  

 

Erfahrungen mit Libyen, das sich nach den Anschlägen in New York und in Washington im 

Kampf gegen den internationalen Terrorismus ausgesprochen konstruktiv verhielt und im Jahre 

2003 ankündigte, sein Programm zur Herstellung von Atomwaffen einzustellen und 

internationale Inspektionen zuzulassen, zeigen, dass die Streichung von der Terrorliste nicht von 

heute auf morgen erfolgen wird. Im Falle von Libyen vergingen drei Jahre intensiver 

diplomatischer Gespräche bis das Land nach über 25 Jahren im Mai 2006 von der Liste 

gestrichen wurde und die Vereinigten Staaten von Amerika und Libyen wieder diplomatische 

Beziehungen aufnahmen. Es ist mehr als fraglich, ob es mit dem seit über fünfzig Jahren 

vollkommen isolierten Regime Kim-Jong-Ils weniger zeitaufwendig sein wird. Im Unterschied zu  

                                                                                                                                                   
11 Ein Kilogramm Reis kostet im PDS zurzeit 40 WON, auf dem Schwarzmarkt müssen dafür 2.200.- WON bezahlt 
werden. Der offizielle Umtauschkurs des Dollar beträgt 1:170, der inoffizielle ist im vergangenen Jahr von 1:3.700 
auf annähernd 1:5.000 gestiegen. 

12 Präsident Truman bediente sich dabei der gesetzlichen Möglichkeiten des Trade with the Enemy Act (TWEA), der 
seit 1917 in Kriegszeiten jeglichen Handel mit dem Feind untersagt. 

13 Für bestimmte Exporte in Länder, die auf der Terrorliste stehen, ist nach dem Export Administration Act von 1979 
eine Sondergenehmigung einzuholen. 

14 Siehe auch den Vortrag von Condoleezza Rice bei der Heritage Foundation, Washington D.C., am 18. Juni 2008, 
bei dem sie die Streichung in Aussicht gestellt, sobald Fortschritte bei der Entnuklearisierung erzielt werden. 
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Nordkorea kam Libyen nämlich zugute, dass die Vereinigten Staaten von Amerikas schon seit 

Jahren starke wirtschaftliche Interessen an einer Normalisierung seiner Beziehungen mit Libyen 

hatten. 

 

Anders als in der aufgeklärten Demokratie gründet der in Asien immer wieder beschworene 

„Asian Way“ politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich ausdrücklich nicht auf einer 

individuellen, sondern auf einer Gruppen-Diversität, die - trotz erkennbarer Auflockerungen an 

den Rändern - allenfalls langfristig zur Entwicklung einer nachhaltigen und institutionalisierten 

Krisenpräventionspolitik westlicher Prägung im Rahmen von überstaatlichen Strukturen führen 

wird. Es wird noch einige Zeit dauern, bis Asien das alte Modell des Dialoges und der 

Kooperation, wie wir es aus den Gründungstagen der OSZE kennen, überwindet und 

substanzielle und dauerhafte Fortschritte zu einer regionalen sicherheitspolitischen Integration 

zu verzeichnen sein werden.  
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15 Hier ist besonders der North Korean Human Rights Act aus dem Jahre 2004 zu erwähnen. 


